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Berlin, 1. Mai. Der König hat dem Regierungs⸗Nath Hartnad, 
bisher Vorſitzenden der Direktion der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn⸗Ge⸗ 
ſellſchaft in Berlin, den Charakter als Geheimer Regierungs⸗Rath ver⸗ 
liehen den Kreisrichter a. D. Poſſelt, bisher Mitglied der vorbezeichne⸗ 
ten Direktion, den Regierungs⸗Aſſeſſor a. D. Klemme, und den Ober⸗ 

N Güterverwalter_ a. D. Scholtz, bisber Mitglieder der Direktion der 


Thüringiſchen Eiſenbabn⸗Geſellſchaft in Erfurt, zu Eiſenbahn⸗Direkto⸗ 
ten mit dem Range der Räthe 4. Klaſſe, ſowie den Baurath a. D. 
Wilde, bisher Vorſitzenden der Direktion der Kottbus⸗Großenhainer 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in Kottbus, und den Eiſenbahn⸗Bauinſpektor 
| d. D. Büttner, bisher Vorſitzenden der Direktion der Märkiſch⸗Poſener 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu Guben, zu Regierungs: und Bauräthen er⸗ 
nannt, dem Rendanten der Hauptkaſſe der ii Free technischen Hoch⸗ 
ige zu Berlin, Rechnungs⸗Rath Fröauf den Charakter als Geheimer 
l e und dem Kommerzien⸗Rath Boch zu Mettlach, im 
Kreiſe Merzig, den Charakter als Geheimer Kommerzien⸗ Rath verlieben. 
Der König hat den bisherigen Domherrn Dr. Krüger zum Dom⸗ 
propſt bei der Kathedralkirche in Frauenburg ernannt. } 
Der praktiſche Arzt Dr. med. Surminski in Lyck iſt zum Kreis⸗ 
Pbuſſkus des Kreiſes Lock ernannt worden. j i 
Dem Oberlehrer Krauſe am Gymnaſium zu Marienwerder iſt das 
Prädikat Profeſſor beigelegt worden. ! 05 
Der Hauptmann a. D. Hugershoff iſt zum etatsmäßigen Militär⸗ 
tendantur⸗Aſſeſſor ernannt und der Korps⸗Intendantur IV. Armee⸗ 
orps überwieſen worden. 8 . 
Ernannt find: der Geheime Ober⸗Regierungsrath Eggert zum 
iſenbahn⸗ 


Nestes Find 


gierung! 


Dom Landtage. 


Abgeordnetenhaus. 
; 57. Sitzung. 

Berlin, 1. Mai. Am Miniſtertiſche v. Puttkamer, v. Kameke. 
Bitter, Lucius und Kommiſſarien. & 

Die zweite Berathung a ee betreffend die Erhebung 
einer Hundeſteuer, ſteht vor § 2, der in der Vorlage lautet: 

„der . der Hundeſteuer beträgt a) für Hunde, welche zur Be⸗ 

wachung, zum Gewerbebetriebe, als Hirtenhunde oder von den im 

Staats: oder Privatdienft angeſtellten Förſtern und J zur Aus⸗ 

übung ihres Berufes nothwendig gebraucht werden, 0,50 k. bis 1 Mk. 

äbrlich. b) Für alle anderen Hunde 3 bis 15 Mk. fährlich. In den 
Shadttreiſen ann der Höchstbetrag der Hundeſteuer bis auf 20 Mk. 
jährlich erhöht werden. 8 5 

Die Kommiſſion bat sub a. auch die Hunde eingefügt, 
welche behufs wiſſenſchaftlicher Zwecke gehalten werden, sub b. den 
Steuerſatz auf 3—5 ME. berabgeſetzt und den Stadtkreiſen die Stadt 
Frankfurt a. M., die keinen eigenen Stadtkreis bildet und doch von 
dem eg dieſer Steuer nicht ausgeſchloſſen werden darf, aus⸗ 
drücklich zugefügt. 

Ein Audra v. Benda's will den Steuerſatz sub b von 3—15 
Mark wiederherſtellen, (dofielbe will auch v. Riſſelmann) verlangt 
aber für alle Hunde, die sub a aufgeführt werden, Steuerfreiheit 
(ſtatt 0,50—1 Mi). Zelle fügt den Förſtern auch die Nachtwächter 
und den Hunden „zur Bewachung“ auch die hinzu, welche zur Abwehr 
des Roth⸗ Damms⸗ und Schwarzwildes beſtimmt find. Nach Win dt⸗ 
bor ſt und v. Schorlemer⸗Alſt ſollen auch von der Steuer be: 
freit bleiben die zur Sicherheit der iſolirten, außerhalb der Städte und 
Dörfer gelegenen Wohnungen ee, wi Hunde und zwar für jedes 
Gehöft ein Wachthund. Richter beantragt den Zuſatz am Schluß 
des § 2: „ſofern nicht die Gemeinde höhere Steuersätze beſchließt. find 
nur die Mindeſtbeträge 8 M.) zu entrichten“ 

Geh. Rath v. d. Brincken: Die Regierung muß ſich gegen 
. Anträge erklären, welche eine gänzliche Befreiung von der 
Hundebeſteuerung feſtſtellen. Die Unterſcheidung zwiſchen nützlichen 
und Luxusbunden würde die praktiſche Handhabung und Durchführung 
des Gejebei ungemein erſchweren und den ſicherheits⸗ und ſanitätspoli⸗ 

eilichen Zweck deſſelben gefährden. Und wie ſoll man nach dem Windt⸗ 
borft ſchen Antrage definiren, was ein iſolirtes Gehöft iſt? Müßten nicht 
nach den Grundſätzen der Billigkeit außer den Wachthunden auch andere 
nothwendige Hunde ſteuerfrei bleiben? Von vornherein iſt die Regierung 
r die Uebertragung der Steuer an die Kreiſe. Sie hat aber den 
ürfniſſen der Kommunen, welche die Hundeſteuer bereits haben, in 
ſo weit Rechnung getragen, als es mit dem polizeilichen Zweck des 
ö Geſetzes vereinbar war, indem fie das Steuermarimum auf 15 M. feſt⸗ 
ehte. Der Antrag v. Benda, welcher die Steuer en auch von den 
keiſen erhoben wiſſen, gewiſſe Prozente aber den Gemeinden zuweiſen 
will, macht eine komplizirte Kontrolle nöthig und iſt bei der Verſchieden⸗ 
beit der Verhältniſſe ſchwer durchführbar. Für den Fall der Ableh⸗ 
nung der Regierungsvorlage bitte ich um Annahme der Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſe unter Ablehnung der Anträge. 

Abg. Jelle: Ein Anterſched zwiſchen Gebrauchs⸗ und Luxus⸗ 
bunden wird bereits in der Vorlage gemacht, denn die Luxus⸗ 

hunde ſollen höher beſteuert werden als die Gebrauchshunde. 
Letztere ſind aber weiter nichts als das Handwerkszeug des 


N 


A 


trag habe ich geſchöpft aus Nas, E 


Dienſtag, 2. Mai. 


kleinen unbemittelten Mannes. Dieſes Handwerkszeug iſt ſakro⸗ 
ſankt, keine Zwangsvollſtreckung iſt gegen daſſelbe erlaubt; wie 
kann man es da beſteuernk Wenn es ſich um ein Polizei⸗ 
eſetz handelt, ſo werden auch die Hunde der Nachtwächter beſondere 
erückſichtigung verdienen, ſie werden in die Reihe der niedrig oder 
gar nicht zu beſteuernden Hunde einzureihen ſein. Meinen zweiten An⸗ 


polizeigeſetz, welches beſtimmt, 
daß man ſich zur Abwehr von Roth⸗, Schwarz⸗ und Dammwild außer 
Zäunen und Schreckbildern auch kleiner Hunde bedienen dürfe. Dieſe 
Abwehr gegen Wildschaden, der die Anwohner der Forſten erheblich 
trifft, ſollte nicht erſchwert werden. Der Abg. Götting, der ſich uns 
als Waidmann und Hundekundiger präſentirt hat, hat bemerkt, daß 
die Hunde dem armen Manne die Kartoffeln und das Fleiſch wegäßen. 
Dies wird ihnen freiwillig gegeben und es iſt nicht ſo ſchlimm, als 
wenn das Wild dem armen Manne die Kartoffeln wegfrißt, die ihm 
nicht freiwillig gegeben werden. { 0 

Miniſter Dr. Lucius: Der Vorredner ſchildert die Hegung des 
Roth⸗ und Schwarzwildes als eine ſo ausgedehnte, als wäre ſie geradezu 
eine Landeskalamität geworden. Auf Grund meiner amtlichen Er⸗ 
fahrung kann ich aber ſagen, daß die Klagen über Wildſchaden in den 
letzten Jahren beinahe verſchwunden ſind, nicht vollſtändig, weil eine 
gänzliche Ausrottung des Wildes auch wohl von keiner Seite beab⸗ 
ſichtigt wird und beabſichtigt ſein kann. Wohl aber ſind mit der Ver⸗ 
tilgung der ſchädlichen, auch nur in einem gewiſſen Sinn ſchädlichen 
Wildgattungen ſolche Fortſchritte in den letzten Jahren gemacht 
worden, daß in gewiſſen Provinzen kaum noch eine Klage auftaucht. 

einigen Gegenden war früher das Schwarzwild eine 
Kalamität, es hat aber zugleich ſeine nützliche Bedeutung für den 
Forſt als Inſektentilger, ſo daß wir für Forſten gegen gewiſſe 
Käfer⸗ und Inſektenarten, obſchon die Weideſervituten abgelöſt find, 
Schweineheerden gemiethet haben. Das Schwarzwild ift bis auf 
ein Minimum vertilgt, doch können die Klagen nicht gänzlich auf⸗ 
hören, ſchon wegen des Wildwechſels zwiſchen preußiſchen Re⸗ 
vieren und denen der Nachbarſtaaten, und gerade im nächſten Jahre 
werden ſie ſich wahrſcheinlich vermehren, weil im letzten Winter die 
Schneeſpur fehlte. Ich bitte alle Anträge, die irgend eine Ausnahme 
ſtatuiren und gewiſſe Kategorien von Hunden ſteuerfrei laſſen wollen, 
abzulehnen, wenn der ganze veterinäre und ſanitätspolizeiliche Zweck 
des Geſetzes nicht vereitelt werden ſoll. Dieſen Zweck, dieſes Inte eſſe 
vertrete ich in erſter Linie, das ganze Geſetz wird für mich wertblos, 
wenn I — eine Ausnahme ſtatuirt wird; der Unterſcheidung 
zwiſchen ee und Luxushunden genügt das Geſetz vollkommen 
Fend LEBEND „teh tg Eberl öerfahren. mag und wurd. 
Aber auch dieſer minime Steuerfas, der niemand drücken wird, der ſich 
einen Hund halten kann, wird dahin führen, daß auch di Zahl der 
angeblich nothwendigen Hunde reduzirt wird, wie die Erfahrungen 
in Bayern und Baden es bewieſen haben. Die neue Seuchenordnung 
gab wirkliche Mittel gegen Tollwuthhunde in die An doch hat fie 
das Hundeſteuergeſetz nicht überflüſſig gemacht. den letzten drei 
Fahren wurden von der Tollwuth befallen oder getödtet durchſchnitt⸗ 
lich nur 10—12 Menſchen, dagegen vermehrten ſich die Fälle, in denen 
erden durch den Biß berumſchweifender Hunde tollwüthig geworden 
nd, in den Jahren 1878/79, 1879/80, 1880,81 bei Pferden von 14, 
reſp. 8 auf 15, bei Rindern von 43 auf 97 und 155, bei Schafen von 
48, reſp. 24 auf 46, bei Schweinen von 14, reſp. 15 auf 17. Dieſe 
Zahlen wie die der getödteten herrenloſen Hunde ſind nicht unbeträcht⸗ 
lich und ſprechen für eine obligatoriſche 8 ohne Ausnahmen, 
nicht im Intereſſe des Jagdſchutzes, ſondern der Sicherheit und des 
Lebens der Bevölkerung und des Eigenthums, ſoweit es in Viehbe⸗ 
3 beſteht. Ich bitte dringend, um Ablehnung des Antrags v. 
enda und aller Amendements. (Beifalls rechts.) 

Abg. Riſſelmann: Hier wird aus der Mücke ein Elephant 
gemacht, vor 3 Jahren hätte das Geſetz einen anderen Erfolg gehabt 
als jetzt, wo wir kurz vor den Wahlen ſtehen. Es klingt doch ſo, als 
ob man armen Mann, der einen Hund hält, eine unerſchwingliche 
Steuer auferlegen wollte, nicht einmal ſeinen treuen Hund ſoll er frei 
haben! Die Steuer beträgt — und die Kreiſe werden faſt niemals 
über die Minimalſätze hinausgehen — 50 Pfennige. pro Monat noch 
nicht 5, pro Woche 1 Kiennig, Wer ſich einen Hund hält, kann auch 
wöchentlich 1 Pfg. zahlen. Unſer Landmann iſt ungemein ſparſam. 

n er für ſeinen Hund gar nicht zahlt, dann bält er ihn ſich: 
wenn er aber auch nur eine Kleinigkeit zahlen ſoll, dann zieht er es 
doch vor, ſich in der Zahl ſeiner Hunde einzuſchränken. Und daß 
er ſich einſchränken kann, beweiſt die Verminderung der Hunde 
in den ar eee wo dem ſchon beſtehenden Recht gemäß 
eine ſolche Steuer eingeführt worden iſt, auch der Gebrauchs⸗ 
hunde: in einem Hof, wo 2 Hof⸗ und 2 Hirtenhunde gehalten 
wurden, ſchafft der Mann die beiden Hirtenhunde ab, die Hofhunde, 
jagt er ſich, können am Tage auf das Feld gehen und die Heerde be⸗ 
wachen, Nachts können ſie den Hof hüten Hat der Mann dann gute 
Hunde, dann hat er auch einen guten Nachtwächter. In großer Zahl 
gehalten gewöhnen ſich die Hunde das Vagabondiren an. Werden ſie 
nicht gut gefüttert, dann freſſen ſie allen Unrath, ſie ſind die Träger 
der ſchädlichſten Eingeweidewürmer für das Vieh und wenn die Hunde 
ſie auf die Felder tragen, hat der Landmann den größten Schaden 
davon; ganze Schafheerden find in Folge deſſen an der Drehkrankheit 
verloren gegangen. Wollen Sie denn dem Landmann gar nicht helfen? 
Jeder verſtändige Beſitzer im Lande wird, wenn wir dies Geſetz be⸗ 
ſchließen, ſagen: das tft verftändig und wird Ordnung bringen, um 
den Preis von 50 Pf. ſehr billig erkaufte Ordnung. Steuerfreie 
Kategorien führen zu endloſen Reklamationen, die meiſten Gemeinden 
werden jagen: wir haben nur Nutzhunde, und es bis an die äußerſte 
Grenze der Möglichkeit zu beweiſen ſuchen. Nun kann ja durch das 
Regulativ feſtgeſetzt werden: du — 7 nur einen Hund halten, aber 
das giebt dem Qunbebefiger ein viel unangenehmeres Gefühl, als 
wenn er ſelbſt die Zahl ſeiner Hunde aus eigenem Antrieb einſchränkt. 
Der Imed des Geſetzes wird nur erreicht, wenn die Steuer durchweg 
ohne Ausnahme erhoben wird. Was die Wiedereinführung des Steuer⸗ 
ſatzes von 3 bis 15 Mark betrifft, ſo waren meine Freunde urſprünglich 
gegen jede Steuer; aber als ſie in die Gemeindekaſſen fließen ſollte, 
da waren ſie mit ihr einverſtanden: das iſt etwas anderes, dann weiß 
der Landmann wenigſtens, daß er ſeine Steuern nicht wer weiß wie 
weit hinein in die Kreiskaſſen zahlt, ſondern ſie in der Kommune be⸗ 
hält, in der er ſelbſt ſitzt und über die Steuer beſchließen kann. Viele 
meiner Freunde wollten in Folge deſſen keinen Hund frei laſſen und 


waren für den Steuerſatz von 3 bis 15 (ſtatt 3 bis 5) Mark. Denn 


die Kommunalkaſſe behält die Steuer, wie hoch auch der Kreis ſie an⸗ 


— Steuer 


wachſen würde. 


Inferate 20 Pf. die eee Petitzeile oder deren 

Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, find an bie 

n zu fen und werden für die am fol⸗ 

genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Ahr Nachmittags angenommen. 


1882. 


ſetzen mag. Mit dieſer Aenderung bitte ich den § 2 der Kommiſſton 
anzunehmen. 


Intereſſe hat, einer Ueberzahl von Hunden entgegenzutreten, fo 
wird er auch auf die Feſtſetzung eines Höheren Satzes als 3 Mark 
hinwirken. Es iſt ein ganz neues Prinzip, daß eine Kreisvertretung 
über eine Steuer beschließen ſoll, die in die Gemeindekaſſe fließt. 
Dies iſt go ungen werd in Gegenden, wo der Großgrundbeſitz 
verhältnißmäßig ſtark vertreten und weſentlich von den Gemeinden 
losgelöſt iſt und in Gegenden, wie in Weſtfalen, wo der Großgrund⸗ 
befiger gar kein Anſehen genießt. Wenn der Herr Miniſter keine Aus⸗ 
nabme machen will. jo hätte er doch vor Allem die Hunde der herr⸗ 
ſchaftlichen Jäger und Förſter beſteuern müſſen. Es ſollten doch nicht 
diejenigen Hunde begünftigt werden, die zur Jagd, zur Verfolgung 
ehen, ſondern die den Schaden der Jagd abwehren, was der Antrag 
elle will. Beſteuert man dieſe durch das Jagdfelteigeſeß legitimirten 
Hunde, jo zerſtört man eine Vorgusſetzung. auf der dieſes Geſetz be 
ruht. Die Steuerfreiheit dieſer Hunde mag den Jagdliebhabern unan⸗ 
enehm ſein, wie je von jeher die großen Herren jede Störung der 
agd bekämpft haben, es müſſen aber auch diejenigen geſchützt werben, 
welche durch die Jagd geſchädigt werden. ; a ‘ 

Abg. v. Benda: Auch ich bin für die obligatoriſche Einfüh⸗ 
— der Hundeſteuer, will aber dieſenigen Hunde, welche als Hand⸗ 
werkszeug dienen, ganz ſteuerfrei laſſen. Werden dieſelben mit einer 

belegt, fo liegt die Gefahr nahe, daß man Luxus⸗ 
unde als Nusbunde beſteuern zu laſſen ſucht. Mein Vorſchlao mürd⸗ 


Abg. Reichenſperger: Der Antrag v. Benda ift jo unbe⸗ 
ſtimmt, daß das u erlafi Reglement dem Geſetz über den Kopf 
ollen nur diejenigen Hunde ſteuerfrei bleiben, welche 
Grundſtücke bewachen oder auch ſolche, welche N e beſchützen? Es 
ſollte gar keine Ausnahme gemacht werden. Beſtimmt erklären muß 
ich mich gegen den Zuſatz der Kommiſſion, welche die zu wiſſenſchaft⸗ 
lichen Zwecken dienenden Hunde ſteuerfrei laſſen will. Dies bedeutet 
er eine Sanktion der Viviſektion, deren Mißbrauch von Männern 
der Wiſſenſchaft, wie Profeſſor Hyrtl, als Barbarei bezeichnet worden 
iſt. Ich 90 über dieſen Zuſatz eine beſondere Abſtimmung. 
15 7 von Meyer (Arnswalde): Statiſtiſch iſt das Bedürfniß 
eines allgemeinen 1 nicht nachgewieſen. Die von der Regierun 
gegebene Statiſtik tft überaus mager und die Kommiſſion hat ſich au 
nicht mit ihr echauffirt. Im Jahre 1867 waren 1,622,183 Hunde vor⸗ 
handen, 67 auf 1000 Seelen, davon fielen auf das Land 1,370,000 
Hunde oder 83 auf 1000 Seelen, und auf die Städte 248,000 Hunde 
oder 33,5 auf 1000 Seelen. Nun find die Hunde ſeit 1857 nicht wies 
der gezählt, aber gewiß iſt ihre Zahl im Verhältniß zur Bevölkerung 
geſtiegen, das wären 1,460,000 Hunde auf dem Lande und 325,000 in 
den Elädten, wovon auf dem Lande etwa 1d Luxus⸗, in den Städten 
ungefähr 5 Gewerbs⸗ und ww Luxushunde fein würden. Nach Herr⸗ 
b hatten im Jahre 1880—81 von 1197 Städten 894 die Hunde⸗ 
Deut eingeführt mit einem Ertrage von 1,202,370 Mark. Darunter 
erlin allein mit 320,000 Mark. Von größeren Städten ſind nur 
Graudenz, Paderborn. Trebnitz. Reidt, Vierſen und Eſchweiler we 
geblieben, von den übrigen kleineren liegt merkwürdigerweiſe die Mehr⸗ 
zahl in polniſchen Diſtrikten. Die Zahl der Hunde in Berlin be 
1830 vor Einführung der Steuer 23 pro 1000 Seelen, fiel 1835 au 
10,7, fa 1840 auf 13, 1850 auf 22, 1870 auf 25, 1880 auf 33 trot 
des Maulkorbzwanges. Doch wird die Beſtimmung, nach welcher die 
Hunde alle an der Leine geführt werden müſſen, die Ziffer etwas ver⸗ 
mindert haben. Die Zahlen der Wuthanfälle find nicht konſtatirt. Nach 
errn Riſſelmann iſt die Hundewuth „unzweifelhaft“ im Steigen. Dies 
ort iſt mir immer bedenklich, man braucht es, wenn man keine an⸗ 
deren Motive und namentlich keine beſtimmten Zahlen hat. (Heiter⸗ 
keit) Ich habe es ſelber oft genug in dieſem Sinne gebraucht. Nach 
einer Schilderung müßten die Hunde alle einfach todtgeſchlagen werden. 
an könnte noch weiter gehen und ſagen: jedes hier, das Gefahr 
bringt, muß todtgeſchlagen werden, auch Pferde und Stiere. 242 
Kreiſen iſt die Hundeſteuer in einzelnen Gemeinden mit einem Ertrage 
von 568,547 M. eingeführt. Das Bedürfniß einer ſolchen in den 
Landgemeinden will auch ich, wenigſtens theilweiſe, zugeſtehen, wenn 
auch nicht in dem Maße, daß deshalb ein allgemeines Geſetz für alle 
Hunde nöthig wäre. Das iſt doch wieder ein bureaukratiſcher Eingriff 
in die Selbſtverwaltung der Gemeinden, deren wir ſchon viele erlebt 
aben. Die ganze Kreisbeſteuerung nach 8 10 der Kreisordnung tft bes 
anntlich ein ſolcher Eingriff. Und ferner iſt es auch wieder eine neue 
Steuer. Wir haben über die Zahl der neuen Geſetze vielfach geklagt: 
Die neuen Geſetze treten jetzt etwas zurück, aber auf neue Steuern 
treten wir überall und dieſe frifit das platte Land in erſter Linie (87 
Hunde pro 1000 Menſchen auf dem Lande und nur 33 in den Städten). 
Und nun laſſen Sie ſich von einem Techniker ſagen — in der Regel 
werden ſolche Dinge von den Laien etwas dilettantiſch behandelt — 
was dieſe Hundeſteuer für ein burcaufratiſches Elend im Gefolge hat. 
Wenn Sie eine Kreisſteuer wird, ſo iſt der Landrath der aufgeſchriebene 
Mann, der die Hundekataſter zu führen hat und ſich von dem Stan⸗ 
desbeamten nur dadurch unterſcheiden wird, daß er kein Hochzeichtsre⸗ 
giſter hat, aber Geburts⸗ und Sterberegiſter muß er führen. (Große 
1 Bei 2800 Hunden in meinem Kreiſen müßte ich einen be⸗ 
onderen Kreisauſchuß ⸗ Sekretär neu anſtellen, der die Lifte nicht nur 
jährlich feſtzuſtellen, ſondern auch kurtent zu halten hätte, natürlich aus 
dem Ertrage der Steuer: wenn ein Köter 3 Monat alt iſt, wird er 
angemeldet und ſpäter wieder abgemeldet. Sodann iſt die Sache 
uf dem Lande viel ſchwieriger, als in den Städten, wo man ſies 
einfach auf dem nächſten Bolizeibiireau mündlich abmacht; da wird e 
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klaſſen feitftellt, mag man die S 


die den 


dann notirt. Vom Lande wird mir ie ich mu 


ſchränken und nur eine allgemeine Steuer auf Luxushunde, zu denen 
immerhin auch die Jagdhunde gehören mögen. Wenn die S 
ezahlt wird, dann mag ſie auch für dad 

uer 


. drückt man ſich ja doch nicht herum, ſobald man zwei Steuer⸗ 


oder die miſerable Bruttoſteuer von 50 Pf. erheben. (Sehr richtig!) 
Alle Anträge ſind Stücke von Regulativen und Herr Windthorſt mußte 
nur noch in den ſeinigen hineinſchreiben: es ſollen die Wachthunde 
nur auf ſolchen Gütern ſteuerfrei ſein, welche nicht einen Nachtwächter 
halten, die hier in Frage kommenden Güter halten eben alle einen 
Nachtwächter. Es fragt ſich freilich überhaupt, ob nicht auch dem 
Nachtwächter ſelbſt ein WPrwwile ium gegeben werden ſoll zu ſeiner an⸗ 
gemeſſenen Ergänzung. Die Nachtwächter auf dem Lande find — mit⸗ 
unter wenigſtens — eigenthümliche Leute. Den ganzen Tag arbeiten 
und Nachts wachen ſie und Niemand weiß, wann ſie ſchlafen. (Große 
Heiterkeit.) Auf die Vioiſektion bezieht ſich der vom Abg. Reichen⸗ 
perger bekämpfte Zuſatz nicht, ſondern auf die zoologiſchen Gärten. 

ie Hunde in denſelben werden aber nicht allein vorgezeigt, ſondern 
auch gezüchtet und verkauft. Ich ſehe alſo nicht ein, weshalb dieſe 

unde niedriger beſteuert werden ſollen. Den Städten darf man die 

undeſteuer nicht einfach wegnehmen. Wenn man den Städten 882,000 

ark und Berlin allein 320,000 Mark wegnehmen wollte, ſo wäre das 
eine ſchreiende Ungerechtigkeit. Dafür aber werden die Städte auch 
die Hundekataſter ſelbſt führen müſſen. Denn wozu die der unglück⸗ 
liche Landrath führen ſoll, iſt mir unerfindlich. Wenn ein findiger 
Dezernent darüber kommt, dann fordert er darin ein genaues Signa⸗ 
jement, die Art, vielleicht ſogar den Namen des Hundes (Heiterkeit). 
Die Landſteuer dagegen kann in die Landfonds fließen, für die ja die 
Kreisordnung bereits Vorſorge getroffen hat. Meine Freunde wollen 
dieſe Steuer in die Gemeindekaſſen geben. Daß aber die Gemeinde⸗ 
behörden auch die Kataſter führen ſollen, iſt doch nicht zu verlangen. 
Man bat nun ein ſehr künſtliches Amendement gemacht. Für die Guts⸗ 
befitzer ſoll die Steuer geſammelt werden in der Kreiskaſſe und dann 
ſoll der Kreisausſchuß, in dem vielleicht kein einziger Beſitzer eines 
Gutsbezirks ſich befindet, darüber verfügen zu Gunſten öffentlicher kom⸗ 
munaler Intereſſen. Dies iſt undurchführbar. Ich bitte, den Antrag 

anzunehmen. 5 - 3 
Se Ablehnung ſämmtlicher übrigen Anträge wird $ 2 nach der 
affung der Kommiſſion mit dem Antrage von 
Jeder Rifſelm ann angenommen, welcher beſtimmt, daß 
der Steuerbetrag auf 3 bis 15 M. ormirt wird. Außerdem wurden 
auf Antrag Reichenſperger die zu wſenſchaftlichen Zwecken gehaltenen 

Hunde aus der Zahl der mindeſt beſ euerten geſtrichen. 

Tb Igutet nach dem Antrage der Kommiſſion . , .. 
Ertrag fließt in die Kreiskommunalkaſſe. Die Höhe der Sfeuer ünter- 
liegt innerhalb der im $ 2 bezeichneten Grenzen der Feſtſtellung der 
Kreisvertretung. Die Kreisſteuern können vom 1. April 1885 an nur 
von fünf zu fünf Jahren abgeändert werden. 3 

Den Gemeinden des Kreiſes, mit Ausſchluß der ſelbſtändigen Guts⸗ 
bezirke, bleibt es jedoch vorbehalten, die für den Kreis feitgeftellten 
Steuerſätze mit Genehmigung der kommunalen Aufſichtsbehörde, für 
ihren Bezirk, im Falle des $2 unter a bis zu einer Mark, und im Falle 
des S 2 unter b bis zu 20 M. zu erhöhen. 1 a 

ie Steuerſätze ſind für alle Steuerpflichtigen gleichmäßig feſt⸗ 
zuſetz 


etzen 2 
u beantragen die Abgg. Riſſelmann und v. Holtz: 5 
Die Dundeſdenr wird von der Kreisvertretung innerhalb der in 
8 2 bezeichneten Grenzen für alle Steuerpflichtigen gleichmäßig feſt⸗ 
Be ie Erträge dieſer Steuer werden, inſoweit fie 
in den einzelnen Gemeinden aufkommen, den be⸗ 
treffenden 5 mit Ausnahme der Guts⸗ 
i überwieſen. : h 
8 28 Erträge aus den Gutsbezirken werden bei der Kreiskommunal⸗ 
kaſſe als geſonderter Fonds verwaltet, über deſſen Verwendung in den 
Provinzen, in welchen die Kreisordnung vom 12. Dezember 1873 gilt, 
der Kreisausſchuß, in den übrigen Provinzen die Kreisvertretung zu 
Gunſten öffentlicher, kommunaler Intereſſen innerhalb der Gutsbezirke 
IL. Den Städten, ſowie den Landgemeinden des Kreiſes bleibt 
es vorbehalten, zu den von der Kreisvertretung feſtgeſtellten Steuer⸗ 
ſätzen, ſofern dieſelben die nach § 2 zuläſſigen Höchſtbeträge nicht er⸗ 
reichen, mit e — kommunalen Aufſichtsbehörde bis zu dieſen 
uſchläge feſtzuſetzen. 
. Fa ter beantragt zum Antrage Riſſelmann und v. Holtz. 
daß die Hundeſteuer von den Gemeinden für die Gemeindebezirke, von 
den Kreiſen für die ſelbſtändigen Gutsbezirke veranlagt werden ſoll. 
Abg. v. Holtz: Es iſt ungewöhnlich, daß ein Mitglied der Kom⸗ 
miſſion gegen die Anträge derſelben ftimmt, indeſſen iſt mir auf eine 


Anfrage beſtätigt, daß die Kommiſſion mit meinem Antrage einver⸗ 


ſtanden iſt und ſich denſelben angeeignet haben würde, wenn er ſchon 
während der Kommiſſionsberathungen geſtellt wäre. Die Kommiſſion 
hat ſich gegen die Ueberweiſung der Steuern an die Gemeinden ent⸗ 
ſchieden, aber damit nur wenig die Bedürfniſſe der weſtlichen Pro⸗ 
vinzen berückſichtigt. Das einzige Bedenken lag bei den Gutsbezirken. 
So wenig ich nun verkenne, daß auch dieſe ähnliche Bedürfniſſe und 
Intereſſen wie die Gemeinden haben, würde doch daſſelbe Verfahren 
ihnen geaenüben, den Zweck .- Geſetzes durchbrechen. Ich bitte Sie 
meinem Antrage zuzuſtimmen. 7 ? 
. Windtbork: Die Iſolirung der Höfe in Weftfalen ift 
eine derartige, daß dieſelben Raubanfällen und Diebſtählen im höchſten 
Maße ausgeſetzt ſind. Da ift es weder recht noch billig, wenn die zur 
Bewachung verwendeten Hunde noch mit einer Steuer belegt werden 
ſollen. Ich empfehle Ihnen daher meinen Antrag. 

Abg. Richter: Man ſpricht immer von einer Entlaſtung der 
Städte, und doch will man ihnen hier eine Steuer nehmen, die ſie 
ſchon beſitzen. Die Erhebung der Hundeſteuer iſt 5 auch nicht 
fo einfach, als man hier anzunehmen ſcheint. Herr v. Meyer hat ganz 
Recht, dieſelbe erfordert ein ordentliches Zivilſtandsregiſter für Hunde. 
Es müßte eine beſondere Polizei organiſirt und Hundefänger angeitellt 
werden für den Kreis, ſo daß in der That der Landrath, der ſich mit 
dieſer Neuordnung zu befafien hat, nicht zu beneiden iſt. Mein Amen⸗ 
dement ſteht auf dem Boden des Riſſelmannſchen Antrags. Es will 
nur den Gemeinden bei der Feſtſetzung der Hundeſteuer das Recht der 
Mitbeſtimmung einräumen. Die Realiſirung einer ſolchen Beſtimmung 
ift recht gut möglich, da die Städte organiſirte Vertretungen baben. 
utsbezirken abgehen. Man gebe alſo den Gemeinden für 
die Feſtſtellung der Hundeſteuer den nöthigen Spielraum, damit den⸗ 
ſelben nicht von der Kreisvertretung ein Steuerſatz oktrovirt wird. der 
ihnen nicht paßt. 


VER 
Abg. Dirichlet ift für das Amendement Windthorſt, das für 
bältnifie vielleicht noch mehr als für Weftfalen 


die oſtpreußiſchen Ber n 
geeignet iſt. Die Höſe ſind hier ſehr klein und durchweg zur Haltung 
von zwei Hunden a Wollte man dieſe mit Steuer belaften, 
ſo würde das jährlich 2 Mk. ausmachen, alſo mehr als oft die Ge⸗ 
bäudeſteuer beträgt. Er fragt ſodann, ob auch die ſtädtiſchen Jäger 
der im § 2 aufgeführten Steuerermäßigung theilhaftig ſein ſollen. 

Ein Regierungskommiſſär erklärt, daß auch die Förſter 
der Kommunen an den Vergünſtigungen partizipiren. Gegen das 
Amendement Windthorſt muß ſich die Regierung entſchieden erklären. 
da eine Steuerexemtion der iſolirten Höfe eine Breſche in das Prinzip 
des Geſetzes legt. Die Gegner der Hundeſteuer haben auch an das 
Gemüth der Hörer appellirt. Aber man vergißt die Schattenſeiten: 
die Hunde find die alleinigen Verbreiter der Tollwuth, fie find auch 
Träger des Band⸗ und Drehwurmes, und der Räude und Schafpoden, 
vor allem tragen fie viel mit zur Verſchleppung der Rinderpeſt bei, da 
fie ſich immer den militäriſchen Kordons zu enk ziehen wiſſen. 5 

Abg. von Holtz erklärt, daß die Sicherheit und der obligatorifche 
Charakter der Steuer erfordere, daß ſie unabhängig von den Gemein⸗ 
den von einem beſonderen Körper feſtgeſetzt werde. 5 

Abg, v. Tepper⸗Laski verwirft den Antrag Richter, der einen 
Antagonismus zwiſchen Gutsbezirken und Kommunalbezirken ſchaffen 
wird. Kontrolle der Hunde iſt auf dem Lande nicht ſo ſchwer, als 
ſich der Abg. Richter das denkt, der mit den ländlichen Verhältniſſen 
nur wenig vertraut ſcheint. Mit dem Antrag Windthorſt würde das 
Prinzip durchbrochen werden, wonach kein Hund ſteuerfrei fein ſoll. Es 
iſt übrigens ſchwer zu unterſcheiden, wo der iſolirte Hof aufhört und 
die geſchloſſene Ortſchaft anfängt. = 4 

Abg. Richter glaubt. daß die Gemeinden kaum dankbar 
dafür fein dürften., wenn man die Feſtſetzung der Steuern einer 
außerhalb ſtebenden Inſtanz überweiſen wolle. Allgemein wird dieſes 
Be als ein tiefer Eingriff in die kommunalen Freiheiten empfunden 
werden. 

Abg. Windthorſt: Es kommt nicht darauf an zu definiren 
was ein iſolirter Hof iſt, ſondern zu unterſuchen, ob die iſolirten Höfe 
der Exemtion bedürfen. A 3 5 

Hierauf wird der Antrag Riſſelmann mit dem Amendement Richter 
vom Hauſe angenommen. 5 

4 wird von dem Haufe ohne Debatte nach dem Antrage Riſſel⸗ 
mann in folgender Faſſung angenommen: ; N 

In den Gemeinden, wo durch Vertrag die Erträge der Hunde: 
ſteuer ganz oder antheilig einer beſonderen Anſtalt oder Stiftung 
überwieſen find, behält es dabei auch in Hinſicht der nach 88 3 und 
Za. nunmehr anderweit feſtzuſetzenden Steuerbeträge ſein Bewenden. 

310 lautet nach dem Kommiſſionsantrage: BR 

ur Entrichtung der auf das Halten von Hunden eingeführten 
Steuern find auch die von den direkten Gemeinde: und Kreisabgaben 
befreiten ſervisberechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes 
verpflichtet. Die von denſelben zu zahlenden Beiträge 
fließen jedoch nicht in die Gemeinde⸗ oder Kreis⸗ 
kommunal⸗Kaſſe, ſondern ſind nach Abzug von 
3 Prozent Hebegebühren zur Verwendung für mili⸗ 
täriſche Wohlthätigkeitszwecke an die Militärbe⸗ 
hörden abzuführen. ; ; 

Den gesperrten Paſſus beantragt Abg. Seelig zu flreichen. 

Abg. Seelig: Die königliche Verordnung, wonach die Oſſiziere 
die Hundeſteuer nicht zu zahlen haben, iſt nicht in allen Provinzen 
publizirt worden und kommt in Schleswig - Holitein und in Heſſen⸗ 
Naſſau nicht zur Anwendung. Dort wird die Hundeſteuer von den 
Offizieren an die Gemeindekaſſe abgeführt. Vom finanzpolitiſchen 
Standpunkt ift eine Beſtimmung, wie fie dieſer Paragraph trifft, un⸗ 
zuläſſig, da er die Einnahmequellen der Gemeinden ſchmälert. 
puchen HERNE Ad Beringen -Die Difsiere, der peu. 
direkten Kommunallaſten, wozu auch die Hun eſteuer zu rechnen, be⸗ 
freit. Dieſe Veſtimmung iſt 1867 auch auf die neuen Landestheile 
übertragen worden. Wenn angeführt wird, daß in einigen Provinzen 
andere Zuſtände beſtehen, ſo bin ich nicht in der Lage, Auskunft 
bierüber zu ertheilen. In Betreff Heſſen⸗Naſſaus ift allerdings durch 
den Kriegsminiſter feſtgeſtellt worden, daß die königliche Verordnung 
auf dieſen Landestheil keinen Einfluß hat. Aber daraus können doch 
die Gemeinden für ſich nicht das Recht herleiten, die Hundeſteuer der 
Offiziere für die Gemeindekaſſe einzuziehen. . . ß 

Abg. v. Minnigerode: Der Antrag Seelig beweiſt, wie 
richtig es iſt, die beſtehenden Zuſtände geſetzlich zu fixiren, ſchon im 
Intereſſe unſeres Unteroffizieritandes, für deſſen Erſatz die von den 
Offizieren wi Beiträge beftimmt find. > 8 

Abg. Richter: Es handelt ſich hier um die Frage, ob die Pri⸗ 
vilegien der Militärperſonen noch mehr ausgedehnt werden ſollen. Im 
Süden kennt man kein Vorrecht der Art für Offiziere, wie es bier be⸗ 
ſchloſſen werden ſoll. In Norddeutſchland iſt es allerdings begründet 
worden, doch iſt die Rechtsgiltigkeit deſſelben ſehr ameifeihait. Auch 
iſt die Auslegung, daß die Hundeſteuer eine direkte Steuer ſei, erſt 
jetzt gemacht worden. Wenn in den Motiven gejagt iſt, daß die Bei- 
träge der Offiziere auch jetzt ſchon zu einer nützlichen Verwendung 
kommen, jo will ich das nicht bezweifeln. Aber der Erſatz des Unter⸗ 
offizierſtandes hängt nicht von dieſen paar tauſend Mark ab. Für 
dieſen Zweck hoben wir ſchon Millionen bewilligt. Ich bitte, ſtimmen 
Sie meinem Antrage zu. 

Kriegsminiſter v. Kameke: In der ganzen Begründung dieſes 
Paragraphen ſteht nicht, daß der Erſatz des Unteroifizieritandes in 
Verbindung ſteht mit der Hundeſteuer für Militärhunde. Die Privi⸗ 
legien des Militärſtandes ſollen durch dieſen Paragraphen nicht aus⸗ 
gedehnt werden. Wenn die Hunde der Offiziere einer Hundeſteuer un⸗ 
terliegen ſollen, welche die Kommune für ſich verwenden kann, jo würde 
der erſte Satz in § 5 unnütz ſein. Dieſen will aber auch der Herr 
Abgeordnete Richter behalten. Da die Hundeſteuer einen polizeilichen 
Charakter hat, jo find auch die Militärperſonen zu derſelben heran⸗ 
gezogen worden. Weil ſie aber für kommunale Zwecke zu zahlen nicht 
verpflichtet ſind, ſo iſt die Steuer zu wohlthätigen Militärzwecken ver⸗ 
wendet worden; durch die Ueberweiſung derſelben an die Kommunen 
würde man den Galen Rechts zuſtand ändern. Wenn in Heſſen⸗ 
Naſſau und in Schleswig⸗Holſtein die Verwendung dieſer Steuer 
1 — ee it, ſo liegt dies daran, daß darauf nicht Acht gegeben 
worden iſt. 

Abg. Seelig: Der Unterſchied zwiſchen direkten und indirekten 
Kommunalſteuern, auf welche die Regierung ſich ſtützt, iſt unwiſſen⸗ 
ſchaftlich. Man kann nur eintheilen in Einkommen-, Aufwand⸗ u. |. w. 
Steuern. Ebenſo wie die Militärperſonen einen Jagdſchein bezahlen 
müſſen, ſo haben ſie auch die Hundeſteuer zu zahlen. In Schleswig⸗ 

a dies noch. Sollte dies der Regierung etwa unbe⸗ 
annt ſein? 

Geh. Rath v. d. Brincken: Der Herr Miniſter hat Feine Ver: 
anlaſſung gehabt zu entſcheiden, ob die Militärperſonen in Schleswig⸗ 
Holſtein die Hundeſteuer zahlen müſſen oder nicht, da Beſchwerden 
nicht eingegangen ſind. Jedenfalls hätten ſie nach den rechtlichen 
Grundlagen zur Gemeinde » Hundeſteuer nicht herangezogen werden 
ſollen. Die Hundeſteuer tft in der That eine direkte Steuer, wie dies 
auch in der Kabinetsordre, welche ſich zuerſt mit der Sache befaßte, 
aus drücklich anerkannt wird. De 1 

Abg. Richter: Es iſt unrichtig, daß die Militärperſonen von 
allen Kommunalſteuern befreit ſeien, ſie ſind auch anderen Abgaben 
unterworfen, wie der Schlachtſteuer. Es iſt auch in den neuen Pro⸗ 
vinzen von den Militärs kein Widerſpruch gegen die Hundeſteuer er⸗ 
hoben worden. . f x 5 

In namentlicher Abſtimmung wird hierauf dem Antrage Seelig 
entſprechend mit 160 gegen 129 Stimmen die Beſtimmung geſtrichen, 
daß die von ſervis berechtigten Militärperſonen zu zahlende Hundeſteuer 
zu militäriſchen Wohlthätigkeitszwecken verwendet werden ſolle. In 
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der Majorität ſtimmte der Fortſchritt, di oniften, die Natis⸗ 
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Herrenhaus. 
15. Sitzung. 
Berlin, 1 Mai. Am Miniſtertiſche: v. Goßler, Friedberg. Bitter 
und Kommiſſarien. 5 
Auf der Tagesordnung ſteht lediglich die Berathung der kirche n⸗ 
politiſchen Vorlage. 
„Die Vorlage lautet nach den Beſchlüſſen der Herrenhauskom⸗ 


miſſion. 

Artikel 1. Die Artikel 2, 3 und 4 im Geſetz vom 14. Juli 1880 
treten mit der Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes auf die Zeit 
bis zum 1. April 1884 wieder in Kraft. (Nach den Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes bis 1. April 1883.) 

Artikel 2. dat der König einen Biſchof, gegen welchen auf Grund 
der 88 24 ff. des Geſetzes vom 12. Mai 1873 durch gerichtliches 
Urtheil auf Entlaſſung aus ſeinem Amte erkannt iſt, begnadigt, ſo 
gilt derſelbe wieder als ſtaatlich anerkannter Biſchof feiner Diöz * 

ſonſtigen Fällen, in welchen auf Grund der SS 24 ff. des Ge⸗ 
ſetzes vom 12. Mai 1873 oder des § 12 des Geſetzes vom 22. April 
1875 auf Entlaſſung aus dem Amte erkannt iſt, werden die Folgen 
der ergangenen Erkenntniſſe auf die Unfähigkeit zur Bekleidung des 
Amtes und die im Artikel 1, Abſatz 2 und 3 des Geſetzes vom 14. 
Juli 1880 aufgeführten Folgen beſchränkt, inſofern nicht inzwiſchen eine 
Wiederbeſetzung der Stelle erfolgt iſt. 

Artikel 3. Von Ablegung der im $ 4 des Geſetzes vom 11. Mai 
1873 vorgeſchriebenen wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung find diejenigen 
Kandidaten befreit, welche durch Vorlegung von Zeufzuſſen den Nach⸗ 
weis führen, daß fie die Entlaſſungsprüfung auf einem deutſchen 
Gymnaſium abgelegt, ſowie ein dreijähriges theologiſches Studium auf 
einer deutſchen Univerſität oder auf einem in Preußen beſtehenden kirch⸗ 
lichen Seminare, hinſichtlich deſſen die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für den Erſatz des Univerſitäts⸗ 
ſtudiums durch das Studium auf dieſem Seminar 
erfüllt ſind, zurückgelegt und während dieſes Studiums Vor⸗ 
lefungen aus dem Gebiete der Philoſophie, Geſchichte und deut ſchen 
Litergtur mit Fleiß gehört haben. f 5 
Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt ermächtigt, auch 
im Uebrigen von den Erforderniſſen des § 4, ſowie von dem Erforder⸗ , 
niſſe des § 11 des Geſetzes vom 11. Ma 1873 zu dispenſtren, auch 
ausländiſchen Geiſtlichen die Vornahme von geiſtlichen Amtshandlungen 
oder die Ausübung eines der im § 10 erwähnten Aemter z geſtatten. 
— Die Grundſätze, nach welchen dies zu geſchehen hat, ſind vom 
Staatsminiſterium mit königlicher Genehmigung feſtzuſtellen. 

(Nach dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes lauteten die ge⸗ 
ſperrten Worte im Abſatz 1: „welches nach dem Geſetze die Univerſität 
zu erſetzen geeignet ift“.) 

Artikel 4. Die Ausübung der in den 88 13 ff. des Geſetzes vom 
20. Mai 1874 und in den Artikeln 4 ff. des Geſetzes vom 21. Mai 
1874 den Präſentationsberechtigten und der Gemeinde beigelegten 
Beſugniß zur Wiederdeſetzung eines erledigten geiſlichen Amtes und 
— Rt einer Stellvertretung in demſelben findet ferner 
nicht ſtatt. 

Prof. Dr. Befeler beantragt: für den Fall der Annahme 1) des 
Artikel 2 die Worte „ſeiner Diözefe“ zu ſtreichen; 2) des Artikel 3 vor 
Univerſität das Wort „Stagts⸗ hinzuzufügen. 

„Nachdem der Referent Graf zur Lippe die Annahme der Kom⸗ 
miſſionsporlage empfohlen. era, N — it 

Treiben Dans aut Wort, um die lage Tri 
zu begrüßen; er Treue ſich jeden Schrittes auf dem ce Au Frieden 
denn dadurch fomme man dem Ziele näher, an die Stelle des Mancheſter⸗ 
thums und des Mammonismus dee chriſtliche Weltanſchauung zu ſetzen. 

Juſtizrath Adams (Koblenz) billigt das pad: => der Staats⸗ 
regierung, durch Abänderung einzelner Punkte der Maigeſetze, welche 
auf irrigen Vorausſetzungen beruhten oder praktiſch ohne Werth feien, 
und durch Diſpenſationen den Weg zum Frieden zu ſuchen. ſei 
deshalb einverſtanden mit den Artikeln 1. 3 und 4 der Vorlage, bedauere 
aber, daß der Artikel 2 eine unannehmdare Form erhalten. Lebhaft zu 
bedauern ſei ferner, daß die Artikel 4 und 5 der urſprünglichen Vor⸗ 
lage, die von der Anzeigepflicht und dem Einſpruchsrecht des Staates 
bandeln, nicht zur Annahme gelangt ſeien. Er werde den in der Kom⸗ 
miſſion geſtellten Antrag, dieſe Artikel wieder aufzunehmen, mit Rück⸗ 
ſicht auf die Geſchäftslage des Hauſes nicht wieder einbringen. 

Profeſſor Dope (Göttingen) erklärt, daß er egen das Geſetz 
ſtimmen werde, weil es die Anerkennung der Verwerflichkeit der Mai⸗ 
geſengebung enthalte. Er wolle auch den Frieden, oder vielmehr den 
Waffenſtillſtand, denn weiter ſei in dem Kampfe zwiſchen Kaifertbum 
und Papſtthum nichts zu erreichen. Redner habe für das Juligeſetz 
von 1880 gejtimmt, um die Seelſorge zu erleichtern; er habe dabei 
» juriftiiche Bedenken fallen laſſen, um dieſes eine zu 

erreichen. Wenn man aber auf dieſem Wege weiter gebe, 
einen Stein nach dem andern loszulöſen, dann falle nicht 
nur die Fagade, ſondern auch das Fundament, darunter leide die ug 
Kirchenhoheit des Souveräns. Eichhorn, jedenfalls ein konſervativer 
Mann, bat geſagt: es gebe nur eine Art, die Angelegenheit der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche zu ordnen, wie dies die öſterreichiſchen 
Kaiſer gehandhabt haben. Die konſervativen Epigonen wüßten von 
ſolchen Grundſätzen freilich nichts. Mit Rom könne man über Prin⸗ 
zipien nicht unterhandeln. Die Rückkehr von Biſchöfen, welche die 
vom Könige unterzeichneten Maigeſetze mit den Chriſtenverfolgungen 
verglichen baben, könne er, Redner, nicht zugeſtehen, denn fie 2 — 
nur ale Triumphatoren zurückkehren. Wenn Herr v. Puttkamer die 
Transparente mit loyalen Kundgebungen bei der Rückkehr des Erz⸗ 
biſchofs v. Dunin nach Poſen zitirt habe, ſo habe er dabei nur ver⸗ 
Ki daß der Inhalt der Transparente damals der Genehmigung der 


en V Berl mögen die 
ransparente zeugen, für die der polniſchen Bevölkeru icht. 
Uebrigens verdiene nicht blos d 5 * 
Aufmerkſamkeit, 
Elemente, 


er polniſche Klerus eine gewiſſe 


echenſchaft ziehen wolle einer lateiniſchen Druckſchrift we 


die Grundſätze der Reformation vertrete. Wenn das fo —— N 


Fi n in Preußen nur noch geduldet ſein. 
7 Aultußminiiter v. Goßler: 


einen Febler, doß ds Kulturexamen aufgegeben ſei; 
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E Staat be in — unerwünſchten Zu⸗ 


ſtrebt ſein mußte, d n. 
„welche ſich durch den Kampf herausgebildet hatten, zu bejeitigen, 
i eitigen Akt feiner Geſetzgebung, ohne auf Gegen- 
en zu rechnen. Es muß ja mit ſolchem einſeitigen 9 7 
ıl ein Ende t weiden; die Vorlage von 1880 hat 
— einen günſtigen Erfolg gebabt. Das vorliegende Geſetz 
enthält nicht bloß die Aufhebung beſtehender Beſtimmungen, ſondern 
auch einen organiſchen Ausbau im Artikel 3, der einem Werke des 
Badiſchen Liberalismus nachgeahmt iſt. Das Zentrum hat dieſem 
Artikel zugeſtimmt; und wenn auch manche Partei gemeint hat, bei 
der Regelung dieſer Frage einen Vortheil erringen zu können, wenn: 
Dieie Hoffnung getäuſcht iſt, fo kann doch dadurch der Standpunkt der 
Staatsregierung nicht beeinflußt werden. Die beiden Art. 4 und 5 der 
urſprünglichen Vorlage betreffend die Anzeigepflicht ſind allerdings nicht 
angenommen, aber es liegt ein Gewinn für die Staatsregierung darin, 
Daß alle Parteien mit der Aenderung im Prinzip einig feien, das 
. — babe nur „für jetzt“ nicht dafür ſtimmen wollen. Die Regierung 
n deshalb nicht dem Grundſatze folgen: weil nicht alles zu erreichen 
ei, kann nichts J e werden; auch wenn die Artikel über die 
euregelung der Anzeigepflicht ausfielen, wird die Regierung die Vor⸗ 
lage annebmen. Ich bin erfreut darüber, daß eigentlich von keiner 
Seite Ein ände gegen die diskretionären Vollmachten erhoben ſind; 
fie find ja auch nur minimer Natur. Am meiiten iſt der Biſchofs⸗ 
artikel angegriffen worden. Die Frage iſt für die Regierung eine vor⸗ 
iegend politiſche. Nachdem in 8 von den 12 preußiſchen Bisthümern 
regelmäßige Verhältniſſe wieder hergeſtellt waren, entſtand die Frage, 
wie iſt ein gleicher Zuſtand für die andern 4 Bisthümer herzuſtellen. 
Man kann ja ſagen, dafür bat die Kurie zu ſorgen; ſie kann die Stel⸗ 
len zur Erledigung bringen, um fie im E 'nverſtändniß mit dem Staate 
neu zu beſetzen. Man kann aber auch den König in die Lage ſetzen, 
Durch einen einſeitigen Akt Ordnung zu ſchaffen. Wie dieſer Gedanke 
einen ſtaatsrechtlichen Ausdruck findet, iſt eine untergeordnete Frage 
die Bedenken gegen die Faſſung mögen ja ſchwerwiegend ſein, aber 
Dieſe einzelnen Bedenken führen doch nicht zur Ablehnung der Vorlage. 
Auch in der rudimentären Geſtalt, welche dieſelbe jetzt erhalten hat, 
— Baer Regierung die Vorlage an, weil fie damit den Frieden zu 
nden hofft. 

Fürft Ferdinand Radziwill proteſtirt gegen die Aeußeruug 
Dove daß der katholiſche Klerus Polens einer beſonderen Aufſicht 
bedürfe, und dagegen, daß man in der Kommiſſton behauptet habe, die 
Nücberufung des Kardinalerzbiſchofs Ledochowski komme gar nicht in 
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ge. ; . . 5 
Graf Bninski erklärt, daß er mit feinen polniſchen Freunden 
für die Vorlage ſtimmen werde, wenn ſie auch noch nicht durch⸗ 
gen genug ſei. Redner geht dann eingehend auf die polniſche 
age, namentlich auf die Aeußerungen des Kultusminiſters von Goßler 
über dieſen Punkt ein. AREA 
Graf v. d. Schulenburg⸗Beetzendorf acceptirt die Vorlage 
als einen Schritt zum Frieden; eine 8 des Kampfes ſei 
allerdings nur zu erreichen durch die Wiederherſtellung der aufgehobenen 
Verfaſſungsartikel, die Beſeitigung des Schulaufſichtsgeſetzes, der 
Zivilehe u. |. w. An dem Kompromiß rütteln, hieße die Vorlage ge⸗ 
Best deshalb bitte er um unveränderte Annahme der Beſchlüſſe der 
mmiſſion. 
Baron Senfft v. Pilſach empfiehlt ebenfalls die Annahme 


= der Vorlage. 
Freiherr v. Landsberg (Steinfurt) tritt für die Vorlage ein 


und begründet namentlich, weshalb er für die diskretionären Vollmachten 
ſtimme für die er 1880 nicht habe ſtimmen können. Die Vorlage ſei 
ein Schritt zur Verſöhnung. : 
v. Kleiſt⸗Retzow: Die Rede des Profeſſor Dove erinnere 
an die ſchlimmſten Irrthümer der preußiſchen Geſetzgebung; der 
Bericht der Kommiſſion enthalte eine feine Satire der ſuriſti⸗ 
ſchen Verirrungen dieſer Zeit. Aber was war dieſe Verirrung 
egenüber dem Verderben im Volke, welches die Geſetzgebung 
Falk's angerichtet hat. Wenn weiter nichts erreicht ſei, als 
die Beſeitigung des Kulturexamens, dann könnte die evangeliſche 
Kirche ſchon zufrieden ſein. Wolle der Staat die Grenze zwiſchen 
Kirche und Staat reguliren, dan; müſſe er doch Fühlung mit 
der Kirche behalte, und dazu ſei die Friſt beſtimmt; die Verhandlun⸗ 
gen ſollten zur Verſtändigung führen; deshalb war auch die Friſt bis 
1. April 1883 zu kurz bemeſſen. Es handle ſich um ein Zuſammen⸗ 
ehen aller chriſtlich⸗ gläubigen Elemente zur Unterſtützung der chriſtlich⸗ 
ſezialen Politik des Reichskanzlers; er, Redner, mache ja auch nicht 
alles mit was der Reichskanzler vorbabe, z. B. das Tabaksmonopol; 
eine gewiſſe Freiheit müſſe er ſich vorbehalten; aber das Ziel fei das⸗ 
ſelbe. Was den Biſchofsartikel angebe, fo kämen die Bedenken dagegen 
von zwei verſchiedenen Seiten; die einen fagten: die Zurückberufung 
der Biſchöe ſei allein Sache des Königs und feines Begnadigungs⸗ 
rechtes: die andern fürchten die Rückkehr der Biſchöfe, weil dies ein 
Triumph der Ultramontanen ſei. Wenn der König wiſſen will, ob im 
Volke, in- der Volksvertretung die Strömung; mächtig genug iſt, die 
eine Beendigung des Kampfes will, dann müſſen wir ihm zur 
Seite ſtehen; wir können aber das Vertrauen baben, daß die 
Hohenzollern keine Begnadigung gewähren werden, welche die 
utorität des Staates ſchädigen könnte. Der Artikel über die 
Anzeigepflicht ſei nicht von der Bedeutung, wie dies von 
mancher Seite hervorgehoben; auf Grund des Vorſchlages wäre eine 
Emigung doch nicht erzielt worden. Redner plaidirt ebenfalls für 
Beſeitigung der Zivilehe, des Schulaufſichtsgeſetzes u ſ. w. Ein 
Schritt auf dem Wege zu dem erſtrebten Ziel ſei die Vorlage, um 
deren Annahme er bitte. 5 ie 
„Referent Graf zur Lippe bemerkte, daß in der Kommiſſion 
eine Verurtheilung aller kirchenpolitiſchen Geſetze nicht ſtattgeſunden 
babe. Man dürfe doch nicht vergefien, daß dieſe Geſetze vom Mini⸗ 
ſterium Se. Majeſtät eingebracht und vertheidigt ſeien; es ſei doch 
nicht konſervativ, die Kontinuität im iniſterium zu untergraben; 
auch habe Se. Majeſtät die dr Rede ſanktionirt. (Sehr richtig!) 
Redner empfiehlt im Namen der Kommiſſion die Annahme der Vor⸗ 
lage legt aber des Längeren feinen perſönlichen Standpunkt dar, von 
welchem aus er ur Ablehnung des Artitels 2 komme. 5 
„Damit ſchließt die Generaldebatte. In der Spezialdisluſſton wird 
Artikel 1 nach einigen kurzen Bemerkungen des Juſtizrathes Adams 
(Koblenz) und des Profeffor Dove (Göttingen) nach dem Borfchlage 
der Kommiſſion des Herrenhauſes angenommen. 
Zum Artikel 2 liegt ein Antrag des Profeſſor Beſeler vor (ſ. o.). 
Profeſſor Beſeler: Der Artikel 2 geht gegen ein rechtskräftig 
erlaſſenes gerichtliches Urtheil an; das iſt in der deutſchen Geſetzgebung 
unerhört; ſeloſt wenn den Geſetzen rückwirkende Kraft beigelegt wird, ſtehen 
fie immer vor rechtskräftigen Urtheilen fill. Das wäre ja die Omnipotenz 
der Geſetzgebung, die ſich an die Stelle der Rechtspflege ſetzt. Der Art. 2 
wird, wenn er zur Anwendung kommt, nicht den Frieden, ſondern den Un⸗ 
friedenherbeiführen. Aber man hat ihn angenommen, weil er für die Staats⸗ 
regierung ein wirkungsvolles Verhandlungsmittel iſt: das Zentrum hat 
in geceptirt, weil die Rückkehr auch nur eines Biſchofs ein Triumph 
für die Rirche, eine Niederlage für den Staat wäre; die Konſervativen 
N Parteipolitik zu treiben. Wir gehen Zuftänden entgegen, die 
ür unſer Staatsleben eine große Gefahr in ſich ſchließen. Die Ver⸗ 
bindung weltlicher Zwecke und kirchlicher Mittel, kirchlicher Zwecke und 
weltlicher Mittel führt zu einem der größten Schäden des Mittelalters, 
zur Simonie; ich ſcheue mich nicht, dies Wort auszuſprechen. Indem 
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man in dem Artikel das Wort „frühere“ 
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n tandpunkte 
die Unterwerfung. Das fi e eu Ber die Blange 
vor dem Vatikan. halb beantrage ich, die Worte „ſeine Diöteſe“ 
u ſtreichen. das e nen dieſe Aenderung verwerfen 
Hau dann wäre es auch dem blödeſten Auge klar, daß es auf eine 
üthigung Preußens abgeſe erren, es gilt die Ehre 
Preußens! (Beifall und Unru 3 
ſtürath Adams (Koblenz) erklärt ſich für den Antrag Beſeler, 
aber gegen den ganzen Artikel 2, der eine ne 
Begnadigungsrechtes enthalte. Denn nach demſelben würde in jedem 
Falle, wo der König einen Biſchof beanabifle, ſofort die erledigte Stelle 
wieder beſetzt jein; das ſei aber ſtaatsrechtlich unmöglich. 
Juſtizminiſter Dr. Friedberg erkennt an, daß die Faſſung der 
Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes eine ſchlechtere ſei als die der Vorlage. 
Es handele ſich nicht um eine Beſchränkung des n 
dieſes gehe nur ſo weit als die Strafe gehe; durch einen Ausſpruch 
königlicher Gewalt könne alſo nichts bergeftellt werden, was außerhalb 
der Macht des en liegt; dahin gehöre die Beſetzung eines Biſchofs⸗ 
ſitzes. Uebrigens habe der Referent ganz recht gethan, daran zu er⸗ 
innern, daß die ſo viel angegriffenen Maigeſetze die Zuſtimmung des 
Herrenhauſes und die königliche Sanktion gefunden haben. Wenn nun 
auch die Faſſung der Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes eine ſchlechte 
fei, jo liege doch in der Aenderung die Gefahr, daß gar nichts zuſtande 
komme. Deshalb bitte er die Vorſchläge der Kommiſſion anzunehmen 
und von doktrinären Bedenken abzuſehen. 2 f 
Profeſſor Beſeler: Ehrenfragen find ſehr praktiſcher, nicht 
doktrinärer Natur. 8 Jans 
Graf Brühl: Die Rede des Proſeſſor Beſeler macht ein Ein: 
geben auf ſeinen Antrag unmöglich; wollte man ihn annehmen, ſo 
würde darin das Anerkenntniß liegen, daß die Kommiſſien etwas be⸗ 
ſchloſſen habe, was ſich gegen die Ehre Preußens kehrt. Wir wiſſen 
die Ehre Preußens ebenſo zu beurtheilen als Herr Beſeler. 
Kultusminiſter v. Goßler: Wir denken nicht daran, die Flagge 
1 ſtreichen; die ſtaatsrechtlichen Bedenken, welche man gegen die Aus⸗ 
aſſung des Wortes „früheren“ geltend machen kann, werden wohl 
dadurch beſeitigt, daß in dem Artikel ſteht, der Biſchof gelte nach der 
Begnadigung „wieder“ als Biſchof feiner Diözeſe. g 
Graf v. d. Schulenburg ⸗Beetzendorf: Herr Beſeler ſollte die 
Vertheidigung der Ehre Preußens denen überlaſſen, die ſchon einige 
Jahrzehnte länger als er zu Preußen gehören. - 
rofeſſor Beſeler; Ich bin guter deutſcher Abkunft und jeit 
mehr als 40 Jahren preußiſcher Staatsbürger. 5 
In namentlicher Abſtimmung wird darauf Artikel 2 mit 84 gegen 
36 Stimmen angenommen. Mit „Nein“ ſtimmen: Adams, 
Baumſtark, v. Bernuth, Beſeler, Bleek, Boie, Camphauſen, Fürft 
Carolath, Dernburg, Doetſch, Dove, Engelhart, Forchhammer, 
v. Forckenbeck, Friedensburg, Hache, 1 von Hardenberg, Haus⸗ 
mann, Helfritz, Knoblauch, Lambeck, Lindemann, Graf Lippe, Mölling, 
von Pfuel, Graf Pückler, Reichert, Riemann, Röpell, Sulzer, Theune, 
Ubbelohde, Wegner, Weigel und Wever. 2 
en 45 Uhr wird die weitere Berathung bis Dienftag 11 Uhr 
vertagt. 
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C. Berlin, 1. Mai. Die Frage der parlamentariſchen 
Arbeitseintheilung für den Reſt der Landtagsſeſſion, 
welche Vielen bis vor Kurzem als erledigt galt, iſt zu einer 
politiſchen Frage von Bedeutung geworden, in welche ſehr ver⸗ 
ſchiedene Motive hineinſpielen. Daß Fürſt Bismarck es über⸗ 
haupt für eine Ueberſchreitung der den parlamentariſchen Ver⸗ 
ſammlungen zuſtehenden Befugniſſe hält, wenn dieſelben darüber 
beſtimmen wollen, ob und welche Regierungsvorlagen unerledigt 
bleiben ſollen, iſt ſchon von früheren Vorkommniſſen ähnlicher 
Art her bekannt; auch im Reichstag hat der „Senieren⸗Konvent“ 
deshalb ſchon einmal das Mißfallen des Kanzlers auf ſich ge⸗ 
zogen; und daß vorauszuſehen war, derſelbe werde ſich die voll⸗ 
ſtändige Beiſeiteſchiebung ſpeziell des Verwendungsgeſetzes nicht 
ruhig gefallen laſſen, haben wir mehrfach betont. Die Motive 
der Tabaksmonopol⸗Vorlage enthalten einen kurzgefaßten Auszug 
dieſes preußiſchen Entwurfes als Nachweis der Noth⸗ 
wendigkeit und Nützlichkeit der „Steuerreform“ — da 
hätte es allerdings im Reichstag einen ſeltſamen Ein⸗ 
druck machen müſſen, wenn dieſes Verwendungsgeſetz 
im Abgeordnetenhauſe nicht einmal zur Berathung gekommen 
wäre! Ob es nun, wie der Kanzler verlangen ſoll, „in allen 
drei Leſungen“ berathen werden wird, iſt eine andere Frage; in 
der Kommiſſion wird es wohl ein beſſeres Schickſal haben, als 
das vorjährige Verwendungsgeſetz, denn während dieſes für Nie⸗ 
manden verſtändlich war, muß man zugeben, daß der neue Ent⸗ 
wurf präzis gearbeitet iſt und auch einigen ſachlichen Einwen⸗ 
dungen gegen den früheren abgeholfen hat; aber ob er nicht in 
der eventuellen zweiten Leſung ſchon verworfen wird, das ſteht 
ſehr dahin, denn die Majorität, welche im Reichstag das Tabaks⸗ 
monopol ablehnt, dem das Verwendungsgeſetz „Vorſpann leiſten“ 
ſoll, wird dieſen nicht gegen ſich ſelbſt zu ſtellen geneigt ſein — 
auch abgeſehen von ſpeziellen Einwendungen gegen die Ver⸗ 
wendungszwecke; aber für die gouvernementale Agitations⸗Taktik 
iſt eine parallel gehende Berathung beider Vorlagen 
im Reichstage und Abgeordnetenhauſe immerhin erwünſcht. 
Die Kanalvorlage kann ſogar möglicherweiſe trotz der prinzipie en, 
finanzpolitiſchen Einwendungen und trotz einer lebhaften lokalen 
Agitation gegen dieſelbe durchdringen, nachdem ihre Berathung 
noch in dieſer Seſſion bewirkt worden, wenngleich die Ausſichten 
auf Annahme im Augenblick noch nicht glänzend ſind. Die kon⸗ 
ſervativen Abgeordneten aus den Provinzen rechts der Elbe 
ſtehen den beiden konkurrirenden Projekten ſo unbetheiligt gegen⸗ 
über, daß es ihnen nicht ſchwer fallen wird, falls die Regierung 
zur Annahme des Entwurfes drängt, dafür zu ſtimmen, während 
ein Theil des Zentrums, an der Spitze der Vertreter des von 
dem Kanal zu durchſchneidenden Kreiſes Meppen, ſich dafür inter⸗ 
eſſirt und der andere Theil kein Intereſſe dagegen hat: die an 
dem Bau der Kanallinie nach der mittleren (itatt, wie die Re- 
gierung vorſchlägt, nach der unteren) Weſer und Elbe intereſſir⸗ 
ten Landestheile haben nur ganz vereinzelt klerikale 
Abgeordnete. So kann es leicht zu einem „konſervativ⸗ 
klerikalen Kanal“ kommen. In alle dieſe Beſtrebungen 
ſpielt der Streit um die Frage, ob die hannoverſche Kreisord⸗ 
nung noch berathen werden ſoll, hinein. Die konſervative 
Oppoſition dagegen beruht theils auf dem Wunſche, den National⸗ 
liberalen, welche in Hannover die Annahme der Vorlage als 
einen Erfolg verwerthen würden, dieſen zu entziehen, theils auf 


dem brennenden Verlangen des Herrn von Nauchhaupt, Miniſter 
des Innern zu werden; aus dieſem erklärt ſich die perſönliche 
Spitze, welche die Affaire gegen Herrn von Puttkamer erhalten 
hat, und welche dieſen, wie man behauptet, aber nicht verbürgt 
iſt, veranlaßt haben ſoll, es zur „Kabinetsfrage“ zu machen, daß 
die hannoverſche Kreisordnung nicht von der Liſte der noch in 
dieſer Landtagsſeſſion zu erledigenden Vorlagen geſtrichen würde. 
Die Zuſtimmung des Kanzlers zu dieſer Forderung hat indeß 
vorderhand nur eine ſehr theoretiſche Bedeutung, da, nachdem das 
ee Zi und. bie . he re erhalten 

5 noch abzuwarten t. 0 e die 
hannoverſche Kreisordnung findet. 5 N 
— Se. Maj. der Kaiſer iſt heute früh von Wiesbaden 
wieder hier angekommen. 


En 
Tocales und Provinzielles. 
Poſen, den 2. Mai. 


. sum Sozialiſtenprozeſſ. Wie aus Leipzig gemeldet wird, i 
die von den ate Student Trufstomsti und Buchner 
niſzewski eingelegte Reviſion gegen das Urtheil des Landgerichts in 
oſen, durch das dieſelben wegen Vergehens gegen die n 
rdnung ꝛc. zu 2 Jahren 9 Monaten und reſp. 2 Fahren 3 Monaten 
verurtheilt waren, von dem Reichsgerichte verworfen. 


Delegraphiſche Nachrichten. 

Wien, 1. Mai. [Offiziell.] Am 29. April hatten 
das 2. Bataillon des 43. Infanterie⸗Regiments und das 1. Ba⸗ 
taillon des Tyroler Jäger⸗Regiments in der Dragaljer Ebene ein 
kurzes Gefecht, durch welches die am Nordrande dieſer Ebene er⸗ 
neuert auftauchenden Inſurgenten vertrieben wurden. Ein Jäger 
wurde leicht verwundet. 

Wien. 1. Mai. Das Haus der Abgeordneten beſchloß 
9 in die Spezialdebatte über die Zolltarif⸗Vorlage ein⸗ 
zugehen. 

Wien, 1. Mai. Das Abgeordnetenhaus genehmigte die 
Pefitionen des Zolltarifs für Kaffee. Thee und Kakao nach den 
der Regierungsvorlage entſprechenden Anträgen der Majorität 
des Ausſchuſſes. Die Annahme der Tarifpofition für Kaffee 
erfolgte in namentlicher Abſtimmung mit 165 gegen 138 Stimmen. 

Wien, 1. Mai. Der „Neuen freien Preſſe“ zufolge er⸗ 
klärte der Miniſterpräſident Graf Taaffe dem Abgeordneten Wol⸗ 
frum gegenüber, es ſei genügendes Militär nach dem Duxer 
Bergwerksdiſtrikt dirigirt worden, um die die Arbeit Wieder⸗ 
aufnehmenden vor dem Terrorismus der Strikenden zu ſchützen. 
Der Miniſter erwarte in wenigen Tagen die Beendigung des 
Strikes ſollte dieſelbe nicht erfolgen, jo würde er ſich genöthigt 
ſehen, über den ganzen Bergwerksdiſtrikt den Ausnahmezuſtand zu 
verhängen, um der Bewegung möglichſt ſchnell Herr zu werden. 

ien, 1. Mai. [Ringtheater⸗Prozeß.] Fort⸗ 
ſetzung des Zeugenverhörs. Die Ausſagen der Zeugen ſind zu⸗ 
meiſt Wiederholungen vorangegangener Depoſitionen. Ein Theater⸗ 
beſucher hörte, als er bei der Rollthür vorüberging, die Rufe: 
„Gas abdrehen!“ „Gas abdrehen!“ Der Vorſitzende ſagte, 
wenn man alle Dinge zuſammenfaſſe, müſſe man vermuthen, daß 
Nitſche das Gas abgedreht habe. Dieſer leugnete, wiewohl ihn 
der Präſident ermahnte, die Wahrheit zu ſagen, da Breithofer 
wegen des Gasabdrehens angeklagt ſei. 

Der ſtädtiſche Vizebaudirektor Arenberger, welcher jüngſt in 
dem Ringtheater⸗Prozeſſe vernommen wurde, bat ſein Penſions⸗ 
geſuch eingereicht. 

Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer m Poſen. — 


Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und ſerat 
übernimmt die Redaktion keine 8 Be 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 1. Mai Morgens 0.66 Meter 
1 N * Mittags 0,66 * 

5 2 Morgens 0,64 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 
Fonds⸗Courſe. 


Frankfurt a. M., 1. Mai. Effekten: Sozietät Kreditaktien 
2913, Franzoſen 2823, Lombarden 1254, Galizier 2624, öſterreichiſche 
Goldrente —, ungariſche Goldrente 758, 11. Orientanleihe 574, öſterr. 
Silberrente — Papierrente —, II. Orientanl.—, 1880er Ruſſen 71, 
n —, 1860er Looſe —, Diskonto⸗Kommandit 214. 


— Ma 
Bremen, 1. Mai Petroleum. (Schl icht. i 
Standard white loco 6,90 Br., pr. per du 7.00 Br 5 


7.10 Br., per Auquft 7.25 Br., per September⸗Dezember 7,50 bez. 


und Br. 

Wien, 1. Mai. (Abendbörſe.) Ungariſche Kreditaktien 

öſterr. Krediktaktien 344,30, Franzoſen 333.50, Lombarden 1405. 2 
lizier 309,00, Anglo⸗Auſtr. —, öſterr. arierrente 76,575, do. Gold⸗ 
rente 94,30, Marknoten —.—. Napoleons 9,54, Bankverein 119.80, 
15 2 ungor. — 3 a ungar. Goldrente 

„00, prozentige ungariſche Goldrente 119,80, ordw 
209,50. Geſchäftslos. N N 
dukten⸗Kurſe 


Bro . 
Hamburg, 1. Mai. Getreidemarkt. Weizen I 2 
Termine ful. Roggen loco ruhig, auf Terme malt; f — 
1 u. 0.00 r. er Gd., 
202, Roggen per Aug. 146,00 Br., 

Sept⸗Okt. 145.00 Br., 144,00 Gd. Enter till, Gerſte matt. Ruböl 


geringer Umſatz. — Pe 
t. 6,35 Gd. per Mai 7,00 Gd., per 


60 - gen. 
Wien, 1. Mai. (Getreidemarkt.) Weizen pr. Mai⸗Juni 12,27 G 
12,30 Br., per Herbſt 11,05 G., 11,07 Br. 5 60 Gd. 
ais pr. Mat Jun 7.0 Gd. 1885 en ee 
„ 1. Mai. Getreidemarkt. lußberich Weizen 
feſt. . — behauptet. Hafer unverä (Gere beh SR 


aup 
5 en, 1. Mai. Petroleummarkt. (Schlu 
8 Type weiß, loco 17} bez. 174 Br., per 70 171 Be. der . 


— N gr 19 —— Feſt 

ndon, 1. ai. i 

Woche vom 22, bis 28. April: Engler Wegen sl ee 

53,042, engl. Gerſte 615, fremde 1675 engl. Wg 19,988 
Engliſches Mehl 


fremde —, engl. 22. 55 5 
19,019, 5 9220 Sack. ä 


